
 
 
 

 
 
 
 

Vereinbarung eines Sondernetzentgeltes 
gemäß § 20 Abs. 2 GasNEV 

 
 
 

zwischen der 
 
 
 

Kunde Xyz 

Straße, PLZ Ort 

Amtsgericht Abc, Handelsregister-Nr. HR B 1234 

(Petent) 

 

 

und der 

 

 

Westerwald-Netz GmbH 

Geishardtstraße 44, 57518 Betzdorf-Alsdorf 

AG Montabaur, HR B 24297  

 (Netzbetreiber)  

 



 
 
 
Präambel  
 
Der Netzbetreiber ist örtlicher Verteilernetzbetreiber i. S. d. § 3 Nr. 27 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) und 
betreibt als solcher das dem Petenten vorgelagerte Gasversorgungsnetz. Üblicherweise würde der 
Netzbetreiber dem Petenten für die Nutzung seines Netzes bis zu dem dem Netzbetreiber selbst 
vorgelagerten Netz seine im Internet veröffentlichten Netzentgelte gemäß § 18 der Verordnung über die 
Entgelte für den Zugang zu Gasversorgungsnetzen (GasNEV) in Rechnung stellen.  
Die Netzentgelte gemäß § 18 GasNEV (Standardpreissystem) werden nach dem Netzpartizipations-modell 
ermittelt und beruhen auf der von der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und 
Eisenbahnen genehmigten Erlösobergrenze unter Berücksichtigung der Anpassungen entsprechend den 
Vorgaben der Anreizregulierungsverordnung (ARegV). Das Netzpartizipationsmodell berücksichtigt dabei 
jedoch nicht, dass der Bau und Betrieb einer oder mehrerer Direktleitung(en) zwischen dem 
Netzanschlusspunkt des Petenten und dem dem Netzbetreiber vorgelagerten Fernleitungsnetz für den 
Petenten kostengünstiger wäre.  
Um dem Bau einer solchen Direktleitung entgegenzuwirken, haben sich die Vertragsparteien auf ein 
gesondertes Netzentgelt gem. § 20 Abs. 2 GasNEV („Vermeidung eines Direktleitungsbaus“) in Verbindung 
mit dem Leitfaden der Regulierungsbehörden zur Ermittlung von Sonderentgelten nach § 20 Abs. 2 GasNEV 
verständigt. Grundlage dieses gesonderten Netzentgeltes sind die fiktiven Bau- und Betriebskosten des 
Direktleitungsbauprojektes, die der Petent gegenüber dem Netzbetreiber im Rahmen seines Antrages zur 
Festlegung eines Sonderentgeltes gemäß § 20 Abs. 2 GasNEV nachgewiesen hat.  
 
1 Vereinbarungsgegenstand  
 
1.1  Gegenstand dieser Vereinbarung ist die Festlegung eines gesonderten Netzentgeltes gemäß § 20 

Abs. 2 GasNEV in Verbindung mit dem Leitfaden der Regulierungsbehörden zur Ermittlung von 
Sonderentgelten nach § 20 Abs. 2 GasNEV (Anlage 2) für den/die in der Anlage 1 aufgeführten 
Netzkopplungspunkt(e).  

 
1.2  Die Abwicklung des Gasnetzzugangs ist nicht Gegenstand dieser Vereinbarung. Diese erfolgt auch 

weiterhin gemäß der „Vereinbarung über die Kooperation gemäß § 20 Abs. 1 b) EnWG zwischen den 
Betreibern von in Deutschland gelegenen Gasversorgungsnetzen“ und seiner Anlagen in der jeweils 
gültigen Fassung.  

 
2 Entgelte  
 
2.1  Das auf Basis der kalkulierten Kosten (Anhang/Anhänge zur Anlage 1) gemäß Leitfaden der 

Regulierungsbehörden zur Ermittlung von Sonderentgelten nach § 20 Abs. 2 GasNEV ermittelte und 
vom Petenten an den Netzbetreiber zu zahlende Sonderentgelt ist in Anlage 1 ausgewiesen.  

 
Dieses Entgelt versteht sich als Jahresentgelt und setzt sich zusammen aus:  
- den Kapitalkosten des vermiedenen Direktleitungsbaus,  
- den Betriebskosten dieses Anschlusses und  
- den Kosten der Kapazitätsbestellung bei dem vorgelagerten Netzbetreiber.  

 
Zwischen dem Petenten und dem Netzbetreiber wird die Ausspeisekapazität, die bei der Berechnung 
der Kosten des vorgelagerten Netzbetreibers berücksichtigt werden soll, jährlich gemäß den 
Regelungen aus der aktuellen KoV neu abgestimmt. Dazu teilt der Petent dem Netzbetreiber jährlich 
jeweils bis zum 01.06. die von ihm benötigte Ausspeisekapazität mit, die der Netzbetreiber bei seiner 
„internen Bestellung“, die jährlich bis zum 15.07. erfolgt, für die relevante Ausspeisezone bzw. den 
relevanten Netzkopplungspunkt berücksichtigen soll. Vom Netzbetreiber ist dabei eine 
Kapazitätsbestellung des Petenten, die den Vorjahreswert der Ausspeisekapazität nicht üb erschreitet, 
anzunehmen. Eine darüberhinausgehende Kapazität kann vom Netzbetreiber abgelehnt werden, 
sofern diese nicht im Rahmen der internen Bestellung des Netzbetreibers berücksichtigt werden kann. 
Der Netzbetreiber wird den Petenten informieren, sofern die von dem Petenten beanspruchte 
Kapazität im Rahmen der Kapazitätsbestellung des Netzbetreibers mit einer unterbrechbaren 
Kapazität belegt worden ist. Die Ermittlung der benötigten Ausspeisekapazität hat vom Petenten 
entsprechend der fachlichen Praxis zu erfolgen.  
 
 



 
 
 

 
 

2.2  Sofern vom Petenten die tatsächlich in Anspruch genommene Kapazität, die vom Netzbetreiber mit 
dem Petenten zur Bestimmung der vorgelagerten Netzkosten gemäß Ziffer 2.1 abgestimmte und 
festlegte Kapazität überschreitet, wird die Über schreitung der Kapazität gegenüber dem Petenten und 
die mit dieser korrespondierenden zusätzlichen Ausspeisemenge über das auf den Preisblättern des 
Netzbetreibers veröffentlichte Standardentgelt gemäß § 18 GasNEV wie folgt als Pönale abgerechnet: 

 
Zur Bestimmung der über das Standardpreissystem abzurechnenden Arbeit und abzurechnenden 
Leistung wird für jeden im Kalenderjahr gemessenen [1-h] Wert der Ausspeiseleistung, der die 
vereinbarte Ausspeisekapazität überschreitet, die Differenz zwischen dem [1-h] Wert der 
Ausspeiseleistung und der bestätigten Kapazität berechnet (Leistungsdifferenz ΔP).  
 
Die höchste für das Kalenderjahr berechnete Leistungsdifferenz ( ΔPmax) ist die über das Stan-
dardpreissystem abzurechnende Ausspeiseleistung. Die vereinbarte Ausspeisekapazität wird bei der 
Abrechnung der Leistungsdifferenz ΔPmax im Standardpreissystem der Westerwald-Netz GmbH nicht 
berücksichtigt.  
 
Die Summe aller im Kalenderjahr aufgetretenen Leistungsdifferenzen multipliziert mit dem [1-h]-
Zeitintervall ist die gemäß Standardpreissystem abzurechnende Jahresarbeit. 

  
2.3  Dem Sonderentgelt sind die Entgelte für Messstellenbetrieb, Messung und Abrechnung gemäß 

aktuellem Preisblatt des Netzbetreibers in der Höhe hinzuzurechnen, wie sie ohne gesondertes 
Netzentgelt bestehen würden.  

 
Soweit sich Änderungen des Netzentgelts der vorgelagerten Netzebene ergeben, ist der Netzbetreiber 
bei Erhöhung berechtigt bzw. bei einer Absenkung verpflichtet, das Sonderentgelt entsprechend 
anzupassen. Im Übrigen ist der Netzbetreiber zu einer Erhöhung berechtigt bzw. zu einer Absenkung 
verpflichtet, mit sofortiger Wirkung eine Preisanpassung vorzunehmen, soweit sich aufgrund 
gesetzlichen und / oder behördlichen und / oder gerichtlichen Entscheidungen die 
Kalkulationsgrundlagen für die nach dieser Vereinbarung zu erbringenden Leistungen ändern.  
 

2.4  Auf die genannten Entgelte wird die Umsatzsteuer in der zum Zeitpunkt der Liefer- / Leistungs-
erbringung jeweiligen gesetzlich festgelegten Höhe aufgeschlagen.  

 
3 Abrechnung  
 
3.1  Der Netzbetreiber rechnet die Netzentgelte gemäß Ziffer 2 dieser Vereinbarung anteilig monatlich 

vorläufig ab. Das Abrechnungsjahr entspricht dem Kalenderjahr. Rumpfjahre werden pro rata 
abgerechnet.  

 
3.2  Rechnungen werden zu dem vom Netzbetreiber angegebenen Zeitpunkt, früheste ns jedoch 2 Wochen 

nach Zugang der Rechnung, ohne Abzug fällig. Die Rechnungen sind gebührenfrei und ohne Abzug 
zu bezahlen. Maßgeblich für die Zahlungserfüllung ist der Zahlungseingang beim Netzbetreiber. Zahlt 
der Petent die Entgelte ganz oder teilweise nicht rechtzeitig, ist der Netzbetreiber berechtigt, nach 
erfolgloser Mahnung Verzugszinsen in gesetzlicher Höhe zu verlangen. Die Geltendmachung eines 
weiteren Verzugsschadens bleibt unberührt.  

 
3.3  Etwaige Einwände gegen die Richtigkeit der Abrechnung berechtigen nur dann zum Zahlungs-

aufschub oder zur Zahlungsverweigerung, soweit die ernsthafte Möglichkeit eines offensichtlichen 
Fehlers besteht.  

 
3.4  Gegen Ansprüche der Vertragspartner kann nur mit offensichtlichen, unbestrittenen oder rechtskräftig 

festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden.  
 
 
 
 
 



 
 
 
4 Kündigungsrechte und Laufzeit  
 
4.1  Diese Vereinbarung tritt am 01.01.2015 in Kraft und läuft bis zum 31.12.2018.  
 
4.2  Die Vereinbarung kann abweichend von der unter Ziffer 4.1 genannten Laufzeit jährlich mit einer Frist 

von 10 Werktagen zum 31.1. mit wirtschaftlicher Wirkung zum 01.01. des gleichen Jahres gekündigt 
werden, sofern für das Jahr, in dem die Kündigung erfolgt, das resultierende Sonderentgelt gemäß 
Ziffer 2.1 dieser Vereinbarung das Standardentgelt des Petenten übersteigen würden. Das 
Standardentgelt des Petenten ergibt sich dabei aus  

 
- der Ausspeisemenge an dem/den in Anlage 1 aufgeführten Netzanschluss-
punkt(en)/Netzkopplungspunkt(en) in dem der Kündigung vorausgegangenen Kalenderjahr, sowie  
 
- der Ausspeisekapazität, die im Kalenderjahr, in dem die Kündigung erfolgt, der Berechnung der 
Kosten des betrachteten vorgelagerten Netzes zu Grunde liegt.  

 
4.3  Diese Vereinbarung kann fristlos aus wichtigem Grund gekündigt werden.  
 

Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn  
 
a. gegen wesentliche Bestimmungen dieser Vereinbarung wiederholt trotz Abmahnung schwerwiegend 
verstoßen wird oder  

 
b. ein Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Petenten vorliegt und der 
Insolvenzverwalter trotz Aufforderung keine Fortführung i.S.d. § 103 InsO erklärt und im Falle eines 
Antrages durch einen Dritten der Petent bzw. der Insolvenzverwalter nicht innerhalb von 5 Werktagen 
das Fehlen eines Eröffnungsgrundes im Sinne von §§ 17 Abs.2, 19 Abs.2 InsO nachweist  

 
4.4  Weiterhin kann diese Vereinbarung durch den Netzbetreiber fristlos gekündigt werden, sofern die 

Bundesnetzagentur den Ausnahmetatbestand des § 20 Abs. 2 GasNEV für nicht gegeben hält und 
einen Verstoß gegen die Sachgerechtigkeit der Bildung des Sonderentgelts, gegen das 
Transparenzgebot oder gegen die Diskriminierungsfreiheit im Rahmen eines Missbrauchsverfahrens 
nach §§ 30 ff. EnWG feststellen sollte. In diesem Fall erfolgt eine rückwirkende Abrechnung der 
Netzentgelte des Petenten nach dem im Internet veröffentlichten Standardpreissystem gemäß § 18 
GasNEV des Netzbetreibers rückwirkend zum 01.01.2015.  

 
5 Schlussbestimmungen  
 
5.1  Rechte und Pflichten aus dieser Vereinbarung können mit Zustimmung des jeweils anderen 

Vertragspartners auf einen Dritten übertragen werden. Die Zustimmung darf nicht verweigert werden, 
sofern die technische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des eintretenden Dritten gewährleistet ist. 
Die Übertragung der Rechte und Pflichten aus dieser Vereinbarung vom Netzbetreiber an ein mit der 
Westerwald-Netz GmbH i.S. von § 15 AktG verbundenes Unternehmen ist auch ohne Zustimmung 
des Petenten zulässig.  
 

5.2  Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung oder ihrer Anlagen unwirksam oder un-
durchführbar sein oder werden, so bleiben die Vereinbarungen und die Anlagen im Übrigen davon 
unberührt.  

 
5.3  Bei einer wesentlichen Änderung oder Fortentwicklung des gesetzlichen Ordnungsrahmens 

(insbesondere des EnWG und der darauf beruhenden Verordnungen) sowie des Leitfadens der 
Bundesnetzagentur sind die Vertragspartner berechtigt, eine Anpassung dieser Vereinbarung zu 
verlangen.  

 
Außerdem sind die Vertragspartner berechtigt, die Anpassung der Vereinbarung zu verlangen in 
Fällen, in denen ein Gericht oder eine Behörde Maßnahmen, insbesondere Entscheidungen oder 
Festlegungen erlässt, die den vertraglichen Abreden dieser Vereinbarung entgegenstehen.  
Gesetzliche Anpassungsansprüche der Vertragspartner bleiben hiervon unberührt.  
Änderungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform.  



 
 
 

 
5.4  Für alle Rechtsbeziehungen zwischen den Vertragspartnern gilt das Recht der Bundesrepublik 

Deutschland.  
 

 

Ort, ...........................................    Ort, ...........................................  
 
 
 
 
…………………………………….…………   …………..…………………………….…………  
Kunde xyz       Westerwald-Netz GmbH  


